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SATZUNG 
DES INSTITUTS FÜR GRUPPENANALYSE 
HEIDELBERG e.V. (IGA HD) 
 

Erste Eintragung in das Vereinsregister Heidelberg am 25.März 1985. 
VR-Nr.1389 
 
 

§ 1 
Name, Sitz, Zweck 

1. Der Verein führt den Namen "Institut für Gruppenanalyse Heidel-
berg e.V.". Er ist rechtsfähig durch die Eintragung im Vereinsre-
gister.  

2. Der Sitz des Vereins ist Heidelberg. 

3. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung.  

4. Zweck der Körperschaft ist die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung. 
Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die För-
derung der Gesundheit der Bevölkerung durch Aus-, Weiter- und 
Fortbildung von Angehörigen von Bildungs-, Sozial- und Gesund-
heitsberufen, die sich mit Prävention, Rehabilitation und Behand-
lung seelischer Krankheiten befassen, sowie durch wissenschaft-
liche Forschung. Dies geschieht insbesondere auf folgende 
Weise: 

a. Aus-, Weiter- und Fortbildung in Gruppenanalyse auf der Ba-
sis der durch S.H. Foulkes initiierten Konzeption. 

b. Förderung von wissenschaftlicher Forschung auf dem Gebiet 
der Gruppenanalyse (s.c). 

c. Nutzbarmachung der gewonnenen Erfahrungen und Erkennt-
nisse über Prävention, Diagnostik, Therapie, Rehabilitation 
und Organisationsentwicklung in den Bereichen Gesundheit, 

Bildung und Soziales sowie auf weiteren Gebieten des priva-
ten und öffentlichen Lebens. 

d. Information der Fachöffentlichkeit und der Bevölkerung über 
die relevanten Ergebnisse der Bildungs- und Forschungsar-
beit. 

e. Fachliche Zusammenarbeit mit anderen Gruppenanalytischen 
Instituten im In- und Ausland, der Deutschen Gesellschaft für 
Gruppenanalyse und Gruppentherapie (D3G) und internatio-
nalen Verbänden.  

 
 

§ 2 
Mittel zur Erreichung des Zweckes 

1. Durchführung curricular strukturierter Aus-, Weiter- und Fortbil-
dungen. 

2. Durchführung von wissenschaftlichen Symposien, Tagungen so-
wie Fortbildungen und Arbeitskreisen. 

3. Förderung von wissenschaftlichen Veröffentlichungen und For-
schungsvorhaben. 

4. Interessenvertretung in anderen Organisationen und Verbänden. 

 
 

§ 3 
Ordentliche Mitgliedschaft 

1. Ordentliches Mitglied kann jede*r Absolvent*in werden, die/der ei-
nen Abschluss am Institut für Gruppenanalyse Heidelberg e.V. er-
worben hat 

2. Personen mit nach Konzept und Qualifikation vergleichbaren 
gruppenanalytischen Weiterbildungsabschlüssen können die or-
dentliche Mitgliedschaft im Verein ebenfalls erwerben. 
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§ 4 
Außerordentliche und fördernde Mitgliedschaft sowie  

Ehrenmitgliedschaft 

1. Außerordentliches Mitglied kann jede*r Weiterbildungsteilneh-
mer*in des Instituts für Gruppenanalyse Heidelberg e.V. werden:  

• Der/die am Institut für Gruppenanalyse Heidelberg e.V. 
das erste Jahr einer Fort- und Weiterbildung absolviert hat. 

2. Außerordentliches Mitglied kann jede*r werden, der/die eine ver-
gleichbare gruppenanalytische oder analytisch fundierte Gruppen-
weiterbildung nachweisen kann. 

3. Förderndes Mitglied kann werden, wer den Verein kontinuierlich 
und über den ordentlichen Mitgliedsbeitrag hinaus materiell unter-
stützt. Auch eine juristische Person kann förderndes Mitglied wer-
den. 

4. Die Ehrenmitgliedschaft kann einer Person verliehen werden, die 
in besonderer und hervorragender Weise die Ziele des Vereins 
gefördert hat oder innovativ in dem Aufgabengebiet des Vereins 
tätig geworden ist. 

Außerordentliche und fördernde Mitglieder haben in der Mitgliederver-
sammlung kein Stimmrecht, sind aber berechtigt, an den Mitglieder-
versammlungen teilzunehmen und ihre Meinung kundzutun sowie 
Einrichtungen des Vereins zu benutzen. 

Ehrenmitglieder haben die gleichen Rechte wie ordentliche Mitglieder. 

 
 

§ 5 
Rechte der Mitglieder 

Die Mitglieder haben das Recht, 

1. an Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, 

2. an der Aus-, Weiter- und Fortbildung mitzuwirken, 

3. andere Mitglieder und sich selbst für Tätigkeiten im Rahmen der 
Weiter- und Fortbildungen vorzuschlagen, 

4. an den Abschlusskolloquien teilzunehmen. 

 
 

§ 6 
Erlöschen der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft erlischt 

1. durch schriftliche Austrittserklärung an den Vorsitzenden/die Vor-
sitzende, spätestens drei Monate vor Ende des laufenden Jahres 
zum Anfang des nächsten Jahres, 

2. durch Ausschluss wegen groben Verstoßes gegen die Interessen 
oder das Ansehen des Vereins, 

3. durch den Ausschluss wegen zweijähriger Säumigkeit der Zah-
lung von Mitgliedsbeiträgen nach eingeschriebener Mahnung, 

4. durch den Tod. 

 
 

§ 7 
Organe des Vereins 

1. Die Mitgliederversammlung 

2. Der Vorstand 

3. Die Ausschüsse 
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§ 7a 
Die Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird schriftlich unter An-
gabe der Tagesordnung mindestens einmal jährlich vom Vorsit-
zenden/von der Vorsitzenden oder einem damit beauftragten Mit-
glied des Vorstands einberufen. Der/die Vorsitzende ist verpflich-
tet, eine Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn der Vorstand 
dies beschließt oder sie von mindestens einem Zehntel der stimm-
berechtigten Mitglieder schriftlich beantragt wird. Bei der Einberu-
fung der Mitgliederversammlung ist eine Frist von vier Wochen 
(bei Satzungsänderungen von sechs Wochen) einzuhalten. 

2. Die Mitgliederversammlung erfolgt entweder real oder virtuell (On-
lineverfahren) in einem nur für Mitglieder mit ihren Legitimations-
daten und einem gesonderten Zugangspasswort zugänglichen di-
gitalen Raum (z.B. Videokonferenzsystem). Eine Kombination von 
Präsenzversammlung und virtueller Mitgliederversammlung ist 
möglich, indem den Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet wird, an 
der Präsenzversammlung mittels Video- oder Telefonkonferenz 
teilzunehmen. Der Vorstand entscheidet über die Form der Mit-
gliederversammlung und teilt diese in der Einladung zur Mitglie-
derversammlung mit. Im Onlineverfahren wird das jeweils nur für 
die aktuelle Versammlung gültige Zugangswort mit einer geson-
derten E-Mail unmittelbar vor der Versammlung, spätestens 3 
Stunden davor, bekannt gegeben. Ausreichend ist dabei die ord-
nungsgemäße Absendung der E-Mail an die letzte dem Vorstand 
bekannt gegebenen E-Mail-Adresse des jeweiligen Mitglieds. Mit-
glieder, die über keine E-Mail-Adresse verfügen, erhalten das Zu-
gangspasswort per Post an die letzte dem Vorstand bekannt ge-
gebene Adresse. Ausreichend ist die ordnungsgemäße Absen-
dung des Briefes zwei Tage vor der Mitgliederversammlung. 
Sämtliche Mitglieder sind verpflichtet, ihre Legitimationsdaten und 
das Zugangspasswort keinem Dritten zugänglich zu machen und 
unter strengem Verschluss zu halten.  

3. Bei Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder, soweit der Punkt in der Tagesord-
nung angekündigt wurde. Anträge zur Tagesordnung können von 

allen Mitgliedern gestellt werden. Sie müssen dem Vorstand zwei 
Wochen (bei Satzungsänderungen vier Wochen) vor dem Ver-
sammlungstermin vorliegen: Über Satzungsänderungen beschlie-
ßen die stimmberechtigten Mitglieder mit einer Zweidrittelmehr-
heit, wobei die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der stimm-
berechtigten Mitglieder erforderlich ist. Ist die Versammlung aus 
diesem Grunde nicht beschlussfähig, so ist eine weitere Mitglie-
derversammlung einzuberufen, die dann unabhängig von der  
Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist. Auf diese Bestimmung 
ist bei der erneuten Einberufung hinzuweisen (bei Satzungsände-
rungen von sechs Wochen). 

4. Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. 
Das Protokoll muss, vom/von der Versammlungsleiter*in und 
dem/der Protokollführer*in unterschrieben, allen Mitgliedern zuge-
leitet werden.  

5. Aufgaben der Mitgliederversammlung 

a) Aufnahme ordentlicher und außerordentlicher Mitglieder, so-
weit schriftliche Anträge vorliegen und der/die Antragsteller*in-
nen anwesend sind, sowie Ausschluss von Mitgliedern. 

b) Aufnahme von fördernden Mitgliedern und Ehrenmitgliedern. 

c) Wahl und Entlastung des Vorstandes. 

d) Wahl von zwei Kassenprüfer*innen, die stimmberechtigte Mit-
glieder sein müssen und nicht dem Vorstand angehören. 

e) Verabschiedung von Satzungsänderungen und -neufassun-
gen. 

f) Entscheidung von vereinsinternen wie -externen berufspoliti-
schen Fragen. 

g) Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrages. 

h) Die Auflösung des Vereins. 
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§ 7b 
Der Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der stell-
vertretenden Vorsitzenden und weiteren (bis zu fünf) Vorstands-
mitgliedern. Einem der Vorstandsmitglieder obliegt die Funktion 
des Finanzvorstands. 

2. Der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende ver-
treten den Verein jeweils mit Einzelvertretungsbefugnis nach au-
ßen. Die beiden Vorsitzenden führen die laufenden Geschäfte des 
Vereins. Eine Delegation der geschäftsführenden Aufgaben an 
andere Vorstandsmitglieder, ordentliche Vereinsmitglieder oder 
institutsinterne Gremien ist möglich. 

3. Die Mitglieder des Vorstandes werden in geheimer Wahl in Ein-
zelwahlgängen gewählt. Steht nur ein*/e Kandidat*in für eine 
Funktion zur Verfügung, so ist diese*r gewählt, wenn er/sie die 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. Bei mehre-
ren Kandidat*innen ist der/diejenige gewählt, der/die im ersten 
Wahlgang die einfache Mehrheit erhält. Bei Stimmengleichheit ist 
eine Stichwahl erforderlich.  

4. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Beim Ausschei-
den eines Mitglieds während der Amtsperiode kann der Vorstand 
ein anderes Vorstandsmitglied mit der Übernahme der Aufgaben 
betrauen oder durch die Mitgliederversammlung eine Nachwahl 
durchführen lassen. 

5. Der Vorstand scheidet - vorbehaltlich einer Amtsniederlegung - 
erst dann aus dem Amt aus, wenn entsprechende Nachfolger ge-
wählt sind. 

6. Die Geschäftsordnung regelt die Verteilung der Aufgabenbereiche 
innerhalb des Vorstandes sowie die Kooperationsbedingungen in-
nerhalb des Vorstands und mit den Ausschüssen.  

 
 

§ 7c 
Die Ausschüsse 

1. Der Zulassungsausschuss (ZA) besteht aus max. 5 Personen, da-
von mind. zwei Gruppenlehranalytiker*innen (Leiter*in und Stell-
vertreter*in) sowie weiteren o. Mitgliedern des Instituts. Der Zulas-
sungsausschuss beschließt über die Zulassung der Bewerber*in-
nen zu den Weiterbildungen, die Zusammensetzung der Gruppen 
dieser Weiterbildung und über die Zulassung zum Abschluss der 
Weiterbildung. Er entscheidet über die Ernennung zum/zur Grup-
penlehranalytiker*in, Lehrbeauftragten und Dozent*in sowie über 
die Beauftragung oder Ermächtigung für die Durchführung von Zu-
lassungsinterviews und Lehrgruppensupervision.  

2.  Der Weiterbildungsausschuss besteht aus mindestens zwei und 
bis zu sechs ordentlichen Mitgliedern, von denen mindestens ein 
Mitglied Gruppenanalytiker*in IGA ist. Alle Mitglieder haben 
Lehrerfahrung in Gruppenanalyse, davon mindestens zwei 
Lehrerfahrung am IGA. Der Weiterbildungsausschuss ist für die 
Curricula und die Zusammenstellung der Dozent*innenteams der 
gruppenanalytischen Weiterbildungen am Institut zuständig. 

3. Die Mitgliederversammlung kann - auf Vorschlag des Vorstands - 
die Einrichtung weiterer Ausschüsse beschließen. 

4. Die Mitglieder der Ausschüsse werden von der Mitgliederver-
sammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt, Wiederwahl ist 
zulässig. Die Wahlen zu den Ausschüssen finden ein Jahr versetzt 
zu den Vorstandswahlen statt. Der Vorstand erstellt für die Wahl 
eine Kandidatenliste, Vorschläge dazu können von Mitgliedern bis 
vier Wochen vor der Wahl beim Vorstand eingereicht werden.  

5. Alle Ausschüsse nehmen ihre Aufgaben in Kooperation mit dem 
Vorstand und den anderen Ausschüssen wahr. Die Aufgaben der 
Ausschüsse im Einzelnen und die Kooperationsbedingungen in-
nerhalb der Ausschüsse, der Ausschüsse untereinander sowie mit 
dem Vorstand regelt die Geschäftsordnung. 
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§ 8 
Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. Der Verein verfolgt ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes steu-
erbegünstigter Zwecke der Abgabenverordnung § 51ff AO.  

2. Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke 
verwendet werden. Es darf keine Person durch Zuwendungen, die 
dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

3. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des 
Vereins. Vorstandsmitglieder dürfen eine angemessene Tätig-
keitsvergütung für Zeit- und Arbeitsaufwand erhalten. Über die 
Gewährung und Höhe der Vergütung beschließt die Mitgliederver-
sammlung.  

 
 

§ 9 
Auflösung des Vereins 

Über die Auflösung des Vereins kann nur eine eigens zu diesem 
Zweck einberufene Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder entschei-
den. Die Versammlung ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Ist die Ver-
sammlung aus diesem Grunde nicht beschlussfähig, so ist eine wei-
tere Mitgliederversammlung einzuberufen, die dann unabhängig von 
der Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist. Auf diese Bestimmung 
ist bei der erneuten Einberufung hinzuweisen. 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuer-
begünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegüns-
tigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung gruppen-
analytischer Wissenschaft und Forschung. 

§ 10  
Datenschutz 

1. Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung 
der gesetzlichen Vorgaben der DSGVO personenbezogenen Da-
ten und persönliche und sachgerechte Verhältnisse der Mitglieder 
im Verein gespeichert, übermittelt und verändert. 

2. Jedes Mitglied hat das Recht auf:  

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten. 

b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, 
wenn sie unrichtig sind. 

c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn 
sich bei behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch de-
ren Unrichtigkeit feststellen lässt. 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn 
die Speicherung unzulässig war.  

3. Dem Vorstand des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den 
Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbe-
fugt zu anderen als dem jeweiligen Aufgabenerfüllung gehören-
den Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich 
zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über 
das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein.   


